
ZEHN FRAGEN AN ...

Hep Monatzeder, entwicklungspolitischer
Sprecher der Grünen-Landtagsfraktion

1 Welche kleinen Dinge des Alltags können Sie glücklich
machen?
Beim Kaffee auf der Terrasse zu beobachten, wie sich das Eich-
hörnchen die Nüsse schnappt, die ich ihm jeden Morgen hinlege.

2 Wie motivieren Sie sich, wenn mal alles schiefläuft?
Aufgeben ist für mich in der Regel keine Option und Musik
spielt eine große Rolle in meinem Leben.

3 Welche menschliche Eigenschaft fordert Ihnen am meisten
Respekt ab?
Ich bewundere Menschen, die sich selbstlos und solidarisch für
andere einsetzen.

4 Gibt es für Sie noch einen großen unerfüllten Lebenswunsch?
Welchen?
Ich würde gern mit guten Freunden und viel Zeit auf einem Se-
gelboot von Insel zu Insel segeln und intakte und gesunde Ko-
rallenriffe abtauchen.

5 Wie entspannen Sie sich nach einem langen Arbeitstag?
Bei einem Glas Wein mit guter Musik und Lektüre auf meiner
Terrasse.

6 Ihre Lieblingslektüre?
Ich lese gerne die Süddeutsche Zeitung und mag die Romane
von Carlos Ruiz Zafón sehr.

7 Welchen Luxus gönnen Sie sich hin und wieder?
Ich genieße gern feines Essen und guten Wein in einem schö-
nen Ambiente – für mich persönlich ein großer Luxus.

8 Wie stellen Sie sich einen perfekten Urlaub vor?
Vor allem nicht zu durchgeplant, mit schönen Überraschun-
gen, interessanten Begegnungen, viel Zeit zum Tauchen, Wan-
dern und selbstverständlich mit gutem Essen.

9 Was würden Sie einem jungen Menschen gern mit auf den
Weg geben?
Der Weg beginnt immer mit dem ersten Schritt.

10 Welche Persönlichkeit aus Ihrem Umfeld hat Sie am meisten
beeindruckt?
Ich habe großen persönlichen Respekt vor Außenminister Ro-
bert Habeck, der sein herausforderndes Amt beherzt, zielstre-
big, transparent und unaufgeregt angeht.

Der 60-jährige Münchner Politologe und Sozialpä-
dagoge sitzt seit 2018 für die Grünen im Landtag. Er
war von 1996 bis 2014 Dritter Bürgermeister der
Landeshauptstadt. Als Arbeitsschwerpunkte nennt
das Mitglied des Europaausschusses „die interna-
tionale Entwicklung und Nachhaltigkeit“.
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Von
Franz Bergmüller,
wirtschaftspoliti-
scher Sprecher der
AfD-Fraktion im
Bayerischen Landtag

NEIN

Wir lehnen Dirigismus in allen Berei-
chen kategorisch ab, weil durch
staatliche Eingriffe meist genau das
Gegenteil von dem erzielt wird, was
eigentlich erreicht werden soll. Bei
dem geforderten Einfrieren des
Mietspiegels wird es genauso sein.
Die Maßnahme wird nicht zu einem
Mehr an günstigem Wohnraum füh-
ren, sondern erreichen, dass poten-
zielle Investoren immer mehr aus
dem Wohnungsbaubereich vertrie-
ben werden. Die Baukosten steigen
immer weiter an, eine Trendumkehr
ist nicht in Sicht. Welche Firma soll in

den Wohnungsbau investie-
ren, wenn anschließend

die Mieten quasi einge-
froren werden?
Der Neubau von Miet-
wohnungen wird fast
völlig zum Erliegen
kommen, weil mögli-
che Geldgeber keine
„Negativrenditen“
einfahren wollen.

Selbstverständlich brauchen Mieter
auch in den Ballungsräumen günsti-
gen Wohnraum. Doch dafür müssen
die Einkommensorientierte Förde-
rungen forciert, die Abschreibungs-
möglichkeiten als Anreiz geschaffen,
die Planungsverfahren beschleunigt
und überbordende Gesetze und Ver-
ordnungen abgeschafft werden.
Dass der Staat als Bauherr für güns-
tigen Wohnraum meist scheitert,
sieht man doch auch in Bayern. Von
den vollmundigen Versprechungen
durch die Staatsregierung, dass Tau-
sende neue Wohnungen gebaut wer-
den sollen, bleibt in der Realität nur
wenig übrig. Wir brauchen also drin-
gend Privatunternehmen, die schnell
Mietwohnungen bauen wollen und
bereit sind, dies auch zu finanzieren.
Ähnlich katastrophal würde sich die
Maßnahme auf die Bestandswoh-
nungenauswirken.WenndieEinnah-
men stagnieren, die Renovierungs-
kosten aber ständig steigen, wird we-
niger oder nichts mehr repariert.
Wozu dies führt, konnte man am ma-
roden Gebäudebestand der ehemali-
genDDRsehen. Es ist schonbefremd-
lich,dassdieseTatsachevonverschie-
denen Seiten nicht akzeptiert wird
und auch jetzt wieder versucht wird,
mit planwirtschaftlichen Mitteln die
Regeln des Wohnungsmarkts auszu-
hebeln. Das wird wieder nicht funk-
tionieren und führt ins Desaster .

DIE FRAGE DER WOCHE Soll der Mietspiegel 2023 eingefroren werden?

Von
Nikolaus Gradl
(SPD),
Vorstandsmitglied
der SPD/Volt-
Fraktion im
Münchner Stadtrat

In Ballungsräumen geben schon
jetzt viele Menschen die Hälfte ihres
Nettoeinkommens für Miete aus.
Die stark steigenden Mietneben-
und Energiekosten werden die wirt-
schaftliche Leistungsfähigkeit des
durchschnittlichen Mieters überstra-
pazieren. Das nimmt vielen Men-
schen faktisch das Grundrecht auf
Wohnen im Stadtgebiet. Unsere
Verfassung geht eigentlich jedoch
davon aus, dass das Mietrecht Aus-
fluss des Sozialrechts und des Sozial-
staatsprinzips ist.
Der Gesetzgeber hat daher in seinem
Bestreben, ein soziales Mietrecht zu
schaffen, zum Schutz der Mieter ver-
schiedene, die Privatautonomie ein-
schränkende Vorschriften in das BGB
aufgenommen. Das Wohnraumkün-
digungsschutzgesetz wurde unter
der sozialliberalen Bundesregierung
von Willy Brandt auf den Weg ge-
bracht und definierte den Begriff der
„ortsüblichen Vergleichsmiete“ als
Rahmen für Mieterhöhungen. Qua-

IJA

lifizierte Mietspiegel sind damit eines
der wenigen im Gesetz vorgesehenen
Instrumente der Kommune, einem
durch Spekulationen explodierenden
Mietmarkt entgegenzuwirken.
Der Bund intendierte mit einem Ge-
setz 2019 die Verlängerung des Be-
trachtungszeitraums von vier auf
sechs Jahre. Die nunmehr anstehen-
de Neuberechnung der ortsüblichen
Vergleichsmiete nach den Bestim-
mungen des freien unkontrollierten
Mietmarkts in München wäre nach
aktueller Lage ein offener Rechts-
bruch mit der Vorgabe der Verfas-
sung selbst, das Mietrecht gerecht
und fair zu gestalten und Mieter zu
schützen. Schon jetzt können Ver-
mieter für sie einträgliche Mieten in
München durchsetzen, was ihre mo-
netären Interessen respektabel absi-
chert. Daher muss die Geltungsdau-
er der aktuellen Mietspiegel um drei
Jahre verlängert werden.
Es ist die Pflicht der Politik, insbe-
sondere der Sozialdemokra-
tie, alle rechtlich erlaub-
ten und politisch durch-
setzbaren Forderungen
aktiv anzugehen und
mit den im Gesetz zur
Verfügung gestellten
Regularien die Ent-
wicklung auf dem
Mietmarkt mitzuge-
stalten.

2 FREITAG, 29. JULI 2022 BLICKPUNKTE BAYERISCHE STAATSZEITUNG NR. 30

vitäten verändert. „Outdoor-Akti-
vitäten wie Walken, Joggen und
Radfahren, aber auch Trendsport-
arten wie Trailrunning und Stand-
up-Paddling haben stark zuge-
nommen“, erläuterte die KKH. „All
das führt dazu, dass wir häufiger
und intensiver der UV-Strahlung
der Sonne ausgesetzt sind.“ Die re-
sultierenden Sonnenschäden sind
die Hauptursache für Hautkrebs.
Nicht erklären lässt sich hingegen,
warum Bayern beim schwarzen
Hautkrebs deutlich über der bun-
desweiten Steigerungsrate von
rund 37 Prozent, beim weißen
Hautkrebs dagegen weit unter dem
bundesweiten Plus von rund 65
Prozent liegt. > DPA

Die Zahl der an Hautkrebs er-
krankten Menschen in Bayern ist
laut einer Analyse der Kaufmänni-
schen Krankenkasse (KKH) bin-
nen eines Jahrzehnts stark gestie-
gen. Im vergangenen Jahr wurden
rund 54 Prozent mehr Menschen
wegen des bösartigen und lebens-
gefährlichen schwarzen Hautkreb-
ses behandelt als noch im Jahr
2011. Bei weißem Hautkrebs, der
sich gerade früh erkannt gut heilen
lässt, waren es 46 Prozent mehr.
Eine Erklärung für diesen Anstieg
ist der Kasse zufolge der Klima-
wandel: Heißere Sommer, mehr
Sonnenstunden und stärkere UV-
Strahlungen schädigten die Haut.
Auch hätten sich die Freizeitakti-

Schwarzer Hautkrebs in Bayern überproportional

Hautkrebs nimmt stark zu

Universitäten entschieden
schließlich selbst über die Ein-
richtung und Ausstattung von
Studiengängen. Inzwischen gibt
es im Wissenschaftsministerium
aber offenbar ein Umdenken. Es
werde intensiv an einer Aufsto-
ckung der Plätze gearbeitet, sagt
ein Sprecher. Konkrete Zahlen
dazu könne man jedoch noch
nicht nennen. Druck macht jetzt
auch der Gesundheitsausschuss
des Landtags: Auf Antrag der
SPD verabschiedete er kürzlich
eine Beschlussempfehlung, wo-
nach die Zahl der Masterstudien-
plätze zum nächsten Winterse-
mester „auf ein bedarfsgerechtes
Niveau“ aufgestockt werden sol-
le. Auch CSU und Freie Wähler
stimmten dafür.

An den Universitäten ist derweil
die Unruhe groß. Nach derzeiti-
gem Stand werden zum kommen-
den Wintersemester nur die Uni-
versitäten in München, Regens-
burg, Nürnberg-Erlangen, Bam-
berg und Würzburg den neuen
Masterstudiengang für angehende
Psychotherapeut*innen anbieten,
jeweils 15 Plätze. Die Zahl der In-
teressenten liegt jedoch um ein
Vielfaches höher. Allein in Erlan-
gen gebe es rund 200 Bewerbende,
sagt Matthias Berking Professor
für Klinische Psychologie und
Psychotherapie an der Friedrich-
Alexander-Universität Erlangen-
Nürnberg. Entsprechend hart ist
der Konkurrenzkampf. „Das ist
ein unglaublicher Stress“, sagt
auch Nikolaus Melcop. „Die Stu-
dierenden sehen sich dazu ge-
zwungen, um jedes Notenzehntel
zu kämpfen, um die Chance auf
einen Masterstudienplatz zu erhö-
hen.“ > BRIGITTE DEGELMANN

Jahr dauern. „Die Nachfrage nach
Psychotherapie hat auch durch
Corona noch mal zugenommen
und ist in den meisten Regionen
Bayerns weitaus höher, als es Be-
handlungsplätze gibt“, bestätigt
Nikolaus Melcop. Das hänge mit
der Bedarfsplanung des Gemeinsa-
men Bundesausschusses für die
ambulante psychotherapeutische
Versorgung der Kassenärztlichen
Vereinigungen zusammen, die
„von Kostendeckelung geprägt“
sei. „Mit dem tatsächlichen Bedarf
hat das wenig zu tun“, sagt der
Kammerpräsident.

Um zu verhindern, dass die
Wartezeiten in ein paar Jahren
womöglich noch länger werden,
weil es an Psychotherapeuten
mangelt, brauche man unbedingt
mehr Masterstudienplätze, fordert
er. SPD und Grüne sehen das
ebenso. Der Freistaat müsse den
Universitäten genügend Geld da-
für zur Verfügung stellen, betonen
Ruth Waldmann und Verena Os-
gyan, hochschulpolitische Spre-
cherin der Grünen-Landtagsfrak-
tion. Wenn Wissenschaftsminister
Markus Blume (CSU) jetzt nicht
handle, dann „nimmt er in Kauf,
dass wieder einmal die Schwächs-
ten in unserer Gesellschaft die
Leidtragenden sind“, sagt Osgyan
und verweist darauf, dass die Grü-
nen in den vergangenen Jahren
bereits 3,8 Millionen Euro für das
Vorhaben gefordert hätten. Auch
deshalb, weil die neuen Master-
studiengänge einen hohen Anteil
an Praxisinhalten haben, weshalb
mehr Personal gebraucht wird.

Auf dieses Thema angespro-
chen, verwies Blume in den ver-
gangenen Monaten gern auf die
Autonomie der Hochschulen: Die

gehende Psychotherapeut*innen
ein Masterstudium aufnehmen –
jedenfalls nach derzeitigem Stand.
Viel zu wenig, kritisieren Fachleu-
te wie der Präsident der bayeri-
schen Psychotherapeutenkam-
mer, Nikolaus Melcop: „Wenn die
Zahl der Plätze so bliebe, wäre das
extrem krass.“ Denn um den Be-
darf einigermaßen zu decken, sei-
en bayernweit pro Jahr mindes-
tens 350 Masterstudienplätze not-
wendig. Das zeigten Erfahrungs-
werte aus den vergangenen Jah-
ren, sagt Melcop. Falls das nicht
gelinge, seien weitere Engpässe in
der Versorgung vorprogrammiert.

Düstere Aussichten für diejeni-
gen, die mit psychischen Proble-
men zu kämpfen haben und des-
halb therapeutische Hilfe brau-
chen. Die sei schon heute oft
schwer zu bekommen, sagt Ruth
Waldmann, gesundheitspolitische
Sprecherin der SPD-Landtagsfrak-
tion. Bei den 6217 niedergelasse-
nen Psychotherapeut*innen in
Bayern müsse man im Schnitt fünf
Wochen auf ein Erstgespräch war-
ten. Bis zum tatsächlichen Be-
handlungsbeginn vergingen 19
Wochen. Für Waldmann „nicht ak-
zeptabel“.

Noch schlimmer ist die Situation
im Bereich Kinder- und Jugendpsy-
chotherapie. Eine Studie der Uni-
versität Leipzig ergab, dass sich
hier seit Beginn der Corona-Pan-
demie die Wartezeit auf ein thera-
peutisches Erstgespräch im Bun-
desdurchschnitt verdoppelt hat:
von fünf auf zehn Wochen. Wer ei-
nen Therapieplatz braucht, muss
sogar sechs Monate ausharren, so
die Leipziger Studie. In ländlichen
Gebieten, die meist schlechter ver-
sorgt sind, könne es sogar über ein

Ein ungewöhnliches Bild bot
sich kürzlich auf dem Regens-

burger Neupfarrplatz: Rund 150
junge Leute hatten sich dort ver-
sammelt, viele von ihnen mit
selbst gestalteten Plakaten. „Mas-
ter? Desaster!“ war dort zu lesen.
Oder schlicht: „Platzangst“. Stu-
dierende waren das, die auf diese
Weise ihrem Frust über den Man-
gel an Masterstudienplätzen im
Bereich Psychotherapie Luft
machten.

Das hängt mit der Reform der
Psychotherapeuten-Ausbildung
zusammen, die vor knapp drei Jah-
ren vom Bundestag beschlossen
wurde. Diese wird nun stärker auf
die Universitäten verlagert, wofür
Bachelor-Studiengänge in Psycho-
logie entsprechend angepasst wur-
den. Sie unterliegen nach wie vor
dem Numerus clausus, der im ver-
gangenen Wintersemester an meh-
reren bayerischen Universitäten
bei 1,4 lag. Auf den Bachelor wird
nun noch ein Masterstudium gesat-
telt, an dessen Ende, ähnlich wie in
der Medizin, eine staatliche Prü-
fung und die Approbation steht.
Anschließend kann nach mehrjäh-
riger Weiterbildung zum Fachpsy-
chotherapeuten oder zur Fachpsy-
chotherapeutin die kassenärztli-
che Zulassung erreicht werden.

Der Haken daran: Zwar gibt es
in Bayern inzwischen etliche
Möglichkeiten für das Bachelor-
studium, doch mit der Schaffung
von Plätzen in Masterstudiengän-
gen tun sich die bayerischen Uni-
versitäten schwer – weil ihnen of-
fenbar die Mittel dafür fehlen.

Nach Angaben des bayerischen
Wissenschaftsministeriums kön-
nen zum Wintersemester 2022/23
im gesamten Freistaat nur 75 an-

Die Nachfrage nach Psychotherapie ist stark gestiegen – doch es gibt viel zu wenig Plätze. Was tun?

Wenige Fachleute, viel Not

Seit Corona haben sich die Warte-
zeiten im Bereich der Kinder- und Ju-
gendpsychotherapie verdoppelt.
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